Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6658 


24. 01 . 94 


Antrag 

der Abgeordneten Ingrid Koppe und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Maßnahmen gegen Lauschangriffe; 

Transparenz von Kommunikationsüberwachung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt mit Besorgnis fest, daß die Zahl 
strafprozessualer Anordnungen zur Überwachung des Fern- 
meldeverkehrs in den letzten Jahren erheblich zugenommen 
hat. Seit 1987 bis 1992 hat sich die Zahl auf 3 500 Fälle nahezu 
verdoppelt. Dies ist verhältnismäßig mehr als in jedem anderen 
Land der Welt, in Relation zur Einwohnerzahl z. B. vierzehnmal 
häufiger als in den USA. Zu bedenken ist auch, daß bei diesen 
Anordnungen jeweils eine Mehrzahl von Fernmeldeanschlüs- 
sen sowie Millionen Gespräche von jährlich ca. 0,5 Millionen 
vielfach unbeteiligter Bürger überwacht wurden. 

2. Der Deutsche Bundestag nimmt mit Befremden zur Kenntnis, 
daß der Bundesregierung ebensowenig wie Landesregierun- 
gen die durch diese Überwachungsmaßnahmen erreichten 
Fahndungserfolge, verursachten Kosten und die exakte Zahl 
der betroffenen Anschlüsse und Personen bekannt sind. Somit 
kann der mögliche Nutzen, aber auch der Schaden der frag- 
lichen Praxis insgesamt nicht angemessen bewertet werden. 

Gleiches gilt für die Begleitumstände der akustischen Über- 
wachung von Wohnungen zur Gefahrenabwehr aufgrund der 
Länderpolizeigesetze sowie der Kommunikations-Kontrolle ge- 
mäß § 100 c Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Bekämpfung des 
illegalen Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsformen 
der Organisierten Kriminalität (OrgKG). 

3. Auch angesichts dessen muß diese erhebliche Beeinträch- 
tigung des grundrechtlich geschützten Fernmeldegeheimnis- 
ses sowie des Informationeilen Selbstbestimmungsrechts nach 
Meinung des Deutschen Bundestages abgestellt werden. 
Jedenfalls besteht - von verfassungsrechtlichen Bedenken 
ganz abgesehen - nach Auffassung des Deutschen Bundes- 
tages daher kein Anlaß, eine noch weitergehende Abhörpraxis 
(„Großer Lauschangriff") ermöglichen zu wollen und keine 
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sachliche Grundlage, hiervon gewichtige Erfolge bei der Krimi- 
nalitätsbekämpfung zu erhoffen. 

4. Der Deutsche Bundestag hat zur Kenntnis genommen, daß in 
vielen europäischen Staaten sowie in den USA die Befugnisse 
zur Kommunikationsüberwachung in materieller und formeller 
Hinsicht enger, dafür aber interne und öffentliche Berichts- 
pflichten über Ergebnisse, Begleitumstände und Verantwort- 
liche z.T, strenger ausgestaltet sind. Der Deutsche Bundestag 
geht davon aus, daß eine solche Transparenz zur Verringerung 
des Überwachungsumfangs beitragen kann, welcher in diesen 
Ländern tatsächlich relativ geringer ist. 

5. Angesichts zunehmend bekanntwerdender Überwachungs- 
fälle stellt der Deutsche Bundestag fest, daß die Vertraulichkeit 
und Überwachungsfreiheit von Gesprächen mit Geistlichen, 
Rechtsanwälten oder anderen Berufsgeheimnisträgern ebenso- 
wenig gesichert ist wie die von Raumhintergrundgesprächen, 
welche etwa in Wohnräumen in der Nähe des Telefonapparats 
mit Dritten geführt werden. 

6. Der Deutsche Bundestag hat mit Interesse zur Kenntnis genom- 
men, daß der Bundesminister des Innern kürzlich - z.T. in 
Anlehnung an die in den USA bewährten Verfahren - nicht 
etwa nur als Korrektiv im Fall der Einführung des sog. „großen 
Lauschangriffs'', sondern ausdrücklich auch für die bereits 
gemäß § 100 a StPO praktizierte Überwachung des Fernmelde- 
verkehrs folgende Maßnahmen vorgeschlagen hat: 

Ausführliches, von den anordnenden Richtern persönlich 
zu vertretendes Berichtssystem einschließlich sicherge- 
stellter Benachrichtigung des Verdächtigen nach Abschluß 
der Maßnahme; 

— Rückmeldepflicht der Staatsanwaltschaft an das anord- 
nende Gericht über Reichweite, Erfolg und Kosten der Ab- 
hörmaßnahme nach deren Abschluß; 

— Jährliche öffentliche Berichterstattung aller Dienststellen 
über ihre Tätigkeit im Bereich elektronischer Über- 
wachungsmaßnahmen; 

— Schutz des Zeugnisverweigerungsrechts. " 

Der Deutsche Bundestag hält es für geboten, diese überfälligen 
Maßnahmen nun auch beschleunigt umzusetzen. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. Die Bundesregierung unterrichtet aufgrund von Meldungen 
der beteiligten Bundes- und Länderbehörden jährlich, begin- 
nend im 1. Quartal 1995, den Deutschen Bundestag und die 
Öffentlichkeit über die im Vorjahr - gleich auf welcher Rechts- 
grundlage - durchgeführten Maßnahmen zur Überwachung 
des Fernmeldeverkehrs und des nicht öffentlich gesprochenen 
Worts. Dieser Bericht wird als Bundestagsdrucksache ver- 
öffentlicht. Er enthält, aufgeschlüsselt bezogen auf die einzel- 
nen Überwachungsanordnungen, alle relevanten Einzelheiten 
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über Art und Umfang der Maßnahmen sowie der dadurch 

bewirkten Fahndungserfolge und Kosten, nämlich insbeson- 
dere folgende Informationen: 

a) Anzahl der Überwachungsanträge und -anordnungen ins- 
gesamt; 

b) Anzahl der überwachten öffentlichen Fernmeldean- 
schlüsse sowie Fernmeldeanschlüsse jeweils von Verdäch- 
tigen und „Kontaktpersonen"; 

c) Anzahl, Art und Dauer der dabei jeweils überwachten und 
ggf. aufgezeichneten Kommunikationseinheiten; 

d) Zahl der daran jeweils beteiligten Personen (differenziert 
nach Verdächtigen, Kontaktpersonen, Beschuldigten, 
„anderen Personen", Dritten); 

e) Zugrundeliegender Sachverhalt (Katalogtat? Versuch? 
Gründe, warum anderweitige Ermittlung unmöglich? usw.) 

f) Gründe der Anordnung gegen Kontaktpersonen gemäß 
§ 100 Satz 2 StPO; 

g) Durchführungszeitraum sowie Anzahl und Gründe 
etwaiger Verlängerungen oder vor Fristende abgebroche- 
ner Maßnahmen; 

h) Art der überwachten Fernmeldeanschlüsse; 

i) Zur Durchführung der einzelnen Überwachungsmaßnah- 
men jeweils eingesetztes Personal (Zahlen, Dienststellen, 
Private); Kosten einschließlich anteiliger Personal- und 
Gerätekosten; 

j) Bezeichnung der an Antrag, Anordnung und Durchfüh- 
rung der einzelnen Überwachungsmaßnahmen beteiligten 
Richter, Staatsanwälte, sonstigen Dienststellen und Drit- 
ten; Art und Weise ihrer Beteiligung; 

k) Art der zur Überwachung eingesetzten Technik; 

l) Art und Umfang gefertigter Aufzeichnungen; 

m) Sachverhalt und Gründe bei etwaiger Überwachung von 
„ Raumgesprächen " ; 

n) Überwachung von Kommunikation mit Berufsgeheimnis- 
trägern und anderen Zeugnisverweigerungsberechtigten: 
Zahl der Fälle, Art und Zahl der betroffenen Personen, 
Unvermeidbarkeit, Fertigung von Aufzeichnungen, Ver- 
wertung von Erkenntnissen; 

o) Ergebnisse der jeweiligen Überwachungsmaßnahmen: 
Anzahl der als belastend eingestuften abgehörten Kommu- 
nikationseinheiten; Anzahl der daraus resultierenden Fest- 
nahmen, Anklagen, Hauptverfahren, Aburteilungen, Ver- 
urteilungen, sonstigen Maßnahmen; 

p) Gewinnung und Art der Verwertung von Zufallserkennt- 
nissen über (Nicht-) Katalogtaten bez. Verdächtiger, Kon- 
taktpersonen oder Dritter; 
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q) Anzahl der nachträglichen Benachrichtigungen an über- 
wachte Personen je Anordnung; Gründe für eine etwaige 
Zurückstellung der Benachrichtigung; 

r) Rechtsmittel der Betroffenen und Verfahrensausgang; 

s) Vernichtung gefertigter Unterlagen: Vernichtungszeit- 
punkt im Verhältnis zu laufendem Ermittlungs- und 
Rechtsmittelverfahren ; 

t) Empfänger etwaiger Übermittlungen von Überwachungs- 
erkenntnissen; 

u) Sonstige Besonderheiten und Probleme der einzelnen 
Überwachungsmaßnahmen; 

v) Zusammenfassende Bewertung, Übersichten etwa bez. der 
angewendeten Katalogtaten, der beteiligten Behörden 
usw.; 

w) Empfehlungen für das künftige Verfahren. 

2. Zur Vorbereitung ersucht die Bundesregierung die Länder- 
regierungen nochmals, entsprechenden Berichtspflichten ihr 
gegenüber zuzustimmen und sich vorbereitend auch innerhalb 
ihrer jeweiligen Verwaltungen von den an Überwachungsmaß- 
nahmen beteiligten Dienststellen laufend über Details der 
Überwachungsfälle informieren zu lassen. 

3. Für den Fall, daß die Länderregierungen dem nicht auf dem 
Vereinbarungswege zustimmen, wird die Bundesregierung 
aufgefordert, noch rechtzeitig zur Verabschiedung in der 
12. Wahlperiode einen Gesetzentwurf folgenden Inhalts vorzu- 
legen: 

a) Verankerung der genannten Berichtspflichten, 

b) Der Fernmeldeverkehr des Verdächtigen mit Rechtsanwäl- 
ten, Geistlichen und anderen Berufsgeheimnisträgern wird 
grundsätzlich weder überwacht noch aufgezeichnet; dies ist 
durch geeignete Vorkehrungen sicherzustellen. 

c) Das Verbot der Überwachung jeglicher Raumhintergrund- 
gespräche aufgrund §§ 100 aff. StPO wird klargestellt. 

d) Die Benachrichtigung der von Überwachung gemäß 
§§ 100 a ff. StPO betroffenen Personen hat nach rechtskräf- 
tigem Abschluß des zugrundeliegenden Strafverfahrens, 
spätestens aber fünf Jahre nach Abschluß der Maßnahme, zu 
erfolgen. 

Bonn, den 18. Januar 1994 

Ingrid Koppe 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 
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Begründung 

Zu Abschnitt 1 

Zu Nummer 1 

Neben dieser Überwachung des Fernmeldeverkehrs gemäß 

§ 100 a StPO in dem genannten Umfang sind folgende weitere 

Ebenen der Kommunikationsüberwachung zu berücksichtigen: 

a) Gemäß § 100 c Abs. 1 Nr. 2 StPO (am 23. September 1992 in 
Kraft getreten im Rahmen des OrgKG) wurde zur Erforschung 
von Straftaten bis zum 31. Dezember 1993 von Behörden des 
Bundes und der Länder in 31 Fällen abgehört, davon siebenmal 
durch das BKA (Drucksache 12/6517). 

b) Aufgrund der neueren, meist im Jahr 1992 in Kraft getretenen 
Länderpolizeigesetze wurde die Befugnis, in bzw. aus Woh- 
nungen zur Abwehr einer unmittelbar bevorstehenden Gefahr 
für Leib, Leben oder Freiheit abzuhören (weitergehend LPolG 
Rheinland-Pfalz: zur Abwehr eines der ca. 80 Delikte gemäß 
§ 100 a StPO), in 27 Fällen angewendet (Drucksache 12/6517). 
Hierbei dürfte es sich um die Mindestzahl handeln. Denn bei 
dieser Auskunft der Bundesregierung unter Verweis auf eine 
Länderumfrage bleibt allerdings offen, ob dabei die Zahlen 
aller Bundesländer erfaßt wurden und für welche Zeiträume 
die Angaben gemacht wurden. Der ehemalige Generalbundes- 
anwalt von Stahl schrieb im DER SPIEGEL 48/93 S. 93 schon im 
November 1993 von einer „Umfrage bei fünf Bundesländern", 
die allerdings noch nie von dieser Befugnis Gebrauch gemacht 
hätten. 

Außerdem seien in rund 100 Fällen Personenschutzsender wie 
folgt eingesetzt worden: Baden- Württemberg: 36, Berlin: 1, 
Hamburg: 54, Hessen: „geringe" Fallzahl, Rheinland-Pfalz: bei 
ca. 15 vom Hundert aller Einsätze verdeckter Ermittler, Saar- 
land: 4. Auch für diese Angaben gilt der o. g. Vorbehalt ent- 
sprechend. 

c) Ferner wird der Fernmeldeverkehr sowie das nichtöffentlich 
gesprochene Wort überwacht durch Zollkriminalinstitute ge- 
mäß § 39 ff. AWG, nach §§ 1, 2 des G 10-Gesetzes vor allem 
durch den Verfassungsschutz und durch den Bundesnachrich- 
tendienst (vgl. hierzu Antwort der Bundesregierung Druck- 
sache 12/5759).. Auskünfte über Einzelheiten und Umfang die- 
ser Praxis lehnte die Bundesregierung mehrfach aus Geheim- 
schutzgründen ab (a. a. O.; Stenographischer Bericht der 
158. Sitzung vom 13. Mai 1993, S. 13444; Stenographischer 
Bericht der 157. Sitzung vom 12. Mai 1993, S. 13354). 

Zu Nummer 2 

a) Der Bundesregierung sind - sogar für ihren eigenen Zuständig- 
keitsbereich, also den des BKA - ausweislich ihrer Auskünfte 
im Deutschen Bundestag etwa unbekannt: 

~ die Zahl der gestellten - und ggf. abgelehnten - Über- 
wachungsanträge (Stenographischer Bericht der 157. Sit- 
zung vom 12. Mai 1993, S. 13354); 
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— die Dienststellen - BKA oder einzelne LKÄ deren An- 
träge den Anordnungen zugrundelagen (Stenographischer 
Bericht der 157. Sitzung vom 12. Mai 1993, S. 13354); 

— die Verfahrensart und die (z.B. politische) Kastalogtat, 
welche den Anordnungen jeweils zugrundelag (Drucksache 
12/6517); 

— die Zahl der gegen bloße Kontaktpersonen gemäß § 100 a 
Satz 2 StPO gerichteten Anordnungen (a. a. O.); 

— die Zahl der überwachten Fernmeldeanschlüsse und -Ver- 
bindungen sowie der betroffenen Personen jeweils insge- 
samt und pro Anordnung (a. a. O.); 

— die Zahl überwachter „Raumhintergrundgespräche'' 
(a. a. O.); 

— die Zahl der abgehörten Berufsgeheimnisträger gemäß § 53 
StPO (a.a.O.); 

— die Zahl der Fälle, in denen die vorgeschriebene Benach- 
richtigung der Betroffenen gemäß § 101 StPO hinausgescho- 
ben wurde (a. a. O.); 

— in welchem Umfang Abhörmaßnahmen gemäß § 100 c Abs. 1 
Nr. 2 StPO (aufgrund des „OrgKG") vom Richter oder als 
Eilfall vom Staatsanwalt angeordnet wurden (a. a. O.); 

— gegen wie viele Beschuldigte bzw. „andere Personen" diese 
sich richteten (a. a. O.). 

Für den Bereich der Bundesländer waren der Bundesregierung 
darüber hinaus weitere wichtige Einzelheiten unbekannt. 

b) Den befragten Länderregierungen waren z. T. noch weniger 
Einzelheiten im Zusammenhang mit der Überwachung des 
nicht öffentlich gesprochenen Worts bekannt (vgl. etwa die 
Antworten des Hamburger Senats Hmb. Bü. — Drucksache 
14/1401, 15/41; Sächsisches Staatsministerium des Inneren LT- 
Drucksache 1/3968-70, aber in LT-Drucksache 1/3982 immer- 
hin differenzierende Angaben zur Zahl der von Maßnahmen 
nach § 100 c Abs. 1 Nr. 2 StPO Betroffenen). 

c) Die Bundesländer lehnten auf Anfrage des Bundesministe- 
riums der Justiz mehrfach eine Berichtspflicht über Details 
ihrer Abhörpraxis ab: so schon 1980 (Auskunft des BMJ, Steno- 
graphischer Bericht der 30. Sitzung vom 12. Juni 1991, S. 2354) 
und nochmals 1991 (Auskunft des BMJ Drucksache 12/1218 am 
23. Juni 1993, Drucksache 12/5269 S. 8). 

Zu Nummer 4 

Außerhalb Deutschlands sind die Überwachungsbefugnisse z. B. 

wie folgt enger ausgestaltet: 

— Eidliche Versicherung der Angaben im Überwachungsantrag 
nötig (USA); 

— Antrag muß die zu erwartende Kommunikation sowie daran 
beteiligte Personen grundsätzlich genau bezeichnen und die 
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Wahrscheinlichkeit möglichen Erkenntnisgewinns glaubhaft 
machen (USA); 

— gesteigerter Verdachtsgrad erforderlich (Österreich); 

— weitergehende Überwachungsfreiheit von Berufsgeheimnisträ- 
gern und anderen Zeugnisverweigerungsberechtigten 
(Schweiz, Österreich, Frankreich); 

— Anordnung nur durch Richterkollegium (Österreich); 

— keine Eilfall-Zuständigkeit von Nicht- Richtern (Frankreich); 

— Zeitgleiche Überwachungen nur innerhalb begrenzter Quoten, 
um Selbstbeschränkung der Ermittler zu fördern (Großbritan- 
nien) ; 

~ im Anordnungsverfahren Anwesenheit eines Verteidigers des 
Verdächtigen mit Akteneinsichtsrecht (Dänemark); 

— bereits in der Anordnung sachliche und personelle Verwer- 
tungsbeschränkungen für Überwachungserkenntnisse sowie 
Verwertungsausschluß bez. Zufallserkenntnisse (Großbritan- 
nien); 

— kürzere Höchstdauer der Überwachung (USA, Schweiz); Gebot 
frühestmöglicher Beendigung (USA, Schweiz, Großbritannien); 

— Beschränkung der Überwachung nur auf bestimmte Tageszei- 
ten oder kürzeren als den Höchstzeitraum als Ausdruck eines 
allgemeinen Minimierungsgebots (USA); 

— Zwischen- und Schlußberichtspflicht der Ermittler gegenüber 
dem Richter bez. Ergebnissen und Einzelheiten (USA); 

— Nachträgliches Akteneinsichtsrecht der Betroffenen (Portugal, 
Österreich) und Benachrichtigung ohne Ausnahmeklausel 
(Österreich, Schweiz. Kantone); 

— jährliche umfassende Tätigkeitsberichte der an der Über- 
wachung Beteiligten (Großbritannien, Schweiz. Kantone, v. a. 
USA). 

(Vgl. zum Ganzen: Lücking, Die strafprozessuale Überwachung 
des Fernmeldeverkehrs, Diss. Freiburg 1992; Gutachten des Max- 
Planck-Instituts vom 26. Juni 1990 im Auftrag des BMJ zum 
gleichen Thema). 

Zu Nummer 5 

Von Fällen abgehörter Berufsgeheimnisträger (Verteidiger bzw. 
Geistliche) berichten etwa DER SPIEGEL 3/1989 S. 29; FOCUS 
34/1993 S. 37; Saarländischer Rundfunk SR 3 am 27. März 1993; 
ARD „ZAK" 19. September 1993. 

Zu Abschnitt II 

Zu Nummern 1 und 3 a 

Gegen die unter j) angeregte namentliche Nennung der anord- 
nenden Richter und ggf. auch sonstiger Beteiligter besteht nach 
den Erfahrungen in den USA keine Bedenken; vielmehr betont 
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dies deren persönliche Verantwortlichkeit für ordnungsgemäße 
und haushaltsbewußte Verfahrensweisen. Davon dürfte ein zu- 
sätzlicher mäßigender Effekt auf die Beteiligten ausgehen. 

Zu Nummer 3 b 

Es soll erreicht werden, daß Fernmeldeverkehr des Verdächtigen 
mit Berufsgeheimnisträgern - wie in anderen Ländern - grund- 
sätzlich nicht überwacht und Informationen daraus nicht verwer- 
tet werden dürfen, sobald die beteiligten Behörden entspre- 
chende Kenntnis erlangen. 

Das Recht des Beschuldigten oder Angeklagten, ohne Über- 
wachung Dritter mit seinem Verteidiger kommunizieren zu kön- 
nen, ist wesentlicher Ausdruck eines fairen Verfahrens und 
unmittelbarer Ausdruck des Artikels 6 Abs. 3 c der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (Urteil des EGMR vom 28. November 
1991, NJW 1992, 3090). 

In der Vergangenheit sind jedoch vielfach Gespräche der 
Beschuldigten vor allem mit ihren Verteidigern überwacht wor- 
den, auch wenn den Strafverfolgungsbehörden bekannt war, daß 
die Verteidiger sich bereits als solche zur Akte legitimiert hatten 
(zu Fällen s. o. Begründung zu I 5). Die geltenden Verwaltungs- 
vorschriften zur Überwachung des Fernmeldeverkehrs nach 
§§ 100 a und 100 b StPO scheinen davon auszugehen, daß es nach 
dem derzeitigen Stand der Technik unmöglich sei, bei der auto- 
matischen Telefonüberwachung Gespräche mit bestimmten An- 
schlüssen - etwa Anrufe des Beschuldigten bei seinem Anwalt 
oder umgekehrt - von einer Aufzeichnung auszuschließen. Dies 
dürfte jedoch zumindest für den Fall nicht zutreffen, wenn die 
Rufnummer des Verteidigers den Behörden bekannt ist und der 
Verdächtige selbst diesen anruft. Jedoch auch bei Initiativ-An- 
rufen des Verteidigers muß das genannte Menschenrecht aus- 
reichend gesichert werden. 

Daß die automatische Aufzeichnung bestimmter Gespräche - 
hier: von Berufsgeheimnisträgern - mit Hilfe einer speziellen 
Software unterdrückt werden könnte, haben anläßlich eines kon- 
kreten Falles die rheinland-pfälzischen Ministerien für Justiz 
sowie für Inneres und Sport grundsätzlich eingeräumt. Der dortige 
Landesbeauftragte für den Datenschutz hat empfohlen, die Ent- 
wicklung und Beschaffung solcher Technik auch zur Kosten- 
ersparnis rasch in die Wege zu leiten, weil ein Abhören durch 
Polizeibeamte, die bei Fernmeldeverkehr mit Berufsgeheimnisträ- 
gern die Aufzeichnung manuell abbrechen, zwar rechtlich ge- 
boten, jedoch aufwendiger wäre. 

In ähnlicher Weise stellen sich die Probleme hinsichtlich der 
Überwachung des Fernmeldeverkehrs mit anderen Berufsge- 
heimnisträgern dar, etwa mit Geistlichen, Ärzten, Steuerberatern 
o. ä. 

Zu Nummer 3 c 

Die Regelung soll sicherstellen, daß aufgrund der §§ 100 aff. StPO 
keine Kommunikation überwacht wird, die gar nicht mit Hilfe 
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einer Fernmeldeverbindung geführt wird. Ausgeschlossen wer- 
den soll, daß in der Nähe einer Fernmeldeanlage - vielfach des 
Privatanschlusses in einer Wohnung - mit Dritten geführte Ge- 
spräche in der Art eines faktischen „Lauschangriffs" heimlich 
überwacht und aufgezeichnet werden. 

Der BGH hat zwar mehrfach entschieden, daß § 100 a StPO nicht 
die Überwachung eines nichtöffentlichen Gesprächs außerhalb 
des Fernmeldeverkehrs gestattet (BGHSt 34, 39, 50 = JR 1987, 
212) oder das Verwerten von „Raumgesprächen", deren Abhören 
durch versehentliches Nichtauflegen des Hörers ermöglicht wird 
(BGHSt 31, 296 = JR 1984, 254), Die Praxis hat dieses Verbot 
jedoch nicht erstreckt auf Raumhintergrundgespräche mit Dritten 
nach Auf nehmen des Hörers und Wahlvorgang 

— vor Zustandekommen der Fernmeldeverbindung (Phase des 
Frei- bzw. Besetztzeichens); 

— nach Abheben eines Teilnehmers während der Weiterverbin- 
dung zum gewünschten Gesprächspartner oder während son- 
stiger Wartephasen (vgl. Fälle in ARD - „ZAK" 19. September 
1993, Saarländischer Rundfunk SR 3 vom 27. März 1993; vgl. 
auch Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 
der Abgeordneten Ingrid Köppe vom 26. Februar 1993, Druck- 
sache 12/4557 S. 8; zu Abhörmöglichkeiten sogar bei auf- 
liegendem Hörer vgl. Woodward, Geheimcode Veil, München 
1987, S. 403 f.) 

Zu Nummer 3 d 

Der Vorschlag schließt an § 5 Abs. 5 Satz 2 des G 10-Gesetzes an 
und soll die - heute vielfach hinausgeschobene oder unterlas- 
sene - Benachrichtigung der von Überwachungen betroffenen 
Personen sichern. Eine Gefährdung des Ermittlungszwecks sollte 
nach fünf Jahren in aller Regel auszuschließen sein. 
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